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Sachgebiet 90 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Dollinger, Roser, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, 
Schmidt (Wuppertal), Kiechle, Weber (Heidelberg), Sick, Tillmann, Dr. Unland, 
Dr. Waffenschmidt, Eigen, Dreyer, Milz, Dr. Jenninger und Genossen 
und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Sonderdienst-Ruf nummern für die Telefonseelsorge bei der Einführung 
von Nahverkehrsbereichen im Fernmeldewesen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen wird 
aufgefordert, der Telefonseelsorge in Anbetracht ihrer lebens- 
notwendigen Humanitätsfunktion bei der Einführung der Nah- 
verkehrsbereiche entsprechend den Sonderdiensten der DBP 
Rufnummern aus der Einserserie zuzuteilen und als Tarif für 
den ankommenden Verkehr eine Gebühreneinheit festzulegen. 


Bonn, den 16. Dezember 1975 
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Begründung umseitig 

Druck; Then6e Druck KG, 53 Bonn, Tel.; (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 

Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/4486 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Begründung 

Bei der Telefonseelsorge, die in zunehmendem Maße in An- 
spruch genommen wird, und zwar zu 90 v. H. aus dem Orts- 
bereich, können die schwierigen Probleme nicht innerhalb von 
vier Minuten besprochen werden. Fast 10 v. H. dieser Gesprä- 
che werden mit Lebensmüden geführt. Im Schnitt liegt hier die 
Gesprächsdauer bei 30 bis 45 Minuten, wobei die Gespräche 
zwei- bis dreimal fortgesetzt werden müssen, bis eine konkrete 
Hilfsmaßnahme möglich ist. Da der um Hilfe Suchende fast 
ausschließlich anonym bleiben will, ist er auf das Telefon ange- 
wiesen. Eine Gesprächsverteuerung bzw. ein kurzfristiges auto- 
matisches Gesprächsende (Münzfernsprecher) wäre in diesem 
Bereich unmenschlich und verantwortungslos. 

Kosten 

Die Kosten für die technische Einrichtung von etwa 200 An- 
schlüssen im Bundesgebiet und Berlin dürften unerheblich sein. 
Der jährliche Gebührenausfall dürfte bei etwa 600 000 DM lie- 
gen. Ein Betrag, der bei Gebühreneinnahmen von insgesamt 
16,5 Mrd. DM einem Öffentlichkeitsetat der DBP von rund 
30 Mio DM, wovon 16 Mio DM für die Telefon Werbung aus- 
gegeben werden, kaum ins Gewicht fallen dürfte. Will der 
Bundespostminister für diese Zwecke keine Mittel aus dem 
Öffentlichkeitsetat opfern, so könnte der Betrag auch durch 
teilweise Auflösung der für 1976 geplanten Rücklage in Höhe 
von 350 Mio DM gedeckt werden, die im Etat für erkennbare 
wirtschaftliche Risiken, die sich aus der Einführung des Nah- 
dienstes im Fernmeldewesen ergeben, eingestellt wurde. 
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